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Aarau, 30. September 2019 

Medienmitteilung  

 

FDP Aargau beurteilt Polizeigesetzrevision kritisch 

Polizeiliche Eingriffe in die persönliche Freiheit müssen richterlich genehmigt werden  

 

Die vom Regierungsrat vorgelegte Revision des Polizeigesetzes sieht erhebliche Kompetenzer-

weiterungen für die Kantonspolizei vor. Angesichts der geänderten Bedrohungslage sind zusätz-

liche Massnahmen der Polizei zur Verhinderung von Straftaten erforderlich. Diese müssen aber 

richterlich genehmigt und dürfen nicht einseitig angeordnet werden. 

Die polizeiliche Arbeit verlagert sich zunehmend von der Aufdeckung bereits begangener Straftaten auf 

deren rechtzeitige Verhinderung, was von der FDP begrüsst wird. Dazu sind wegen der beschleunigten 

Entwicklung der Technik und der Informatik zusätzliche polizeiliche Massnahmen der Prävention, Obser-

vation, verdeckter Fahndung und Ermittlung sowie Internetüberwachung notwendig. Diese greifen in die 

persönliche Freiheit der überwachten Personen ein, was zu einem Zielkonflikt zwischen der Freiheit der 

einzelnen Personen und der Verhinderung von Straftaten führt. In diesem Konflikt unterstützt die Ge-

schäftsleitung der FDP Aargau die zusätzlichen Möglichkeiten der Polizei, will sie aber von der vorgängi-

gen Genehmigung durch einen unabhängigen Richters abhängig machen.  

Bewährte Organisation 

Gemäss der schweizerischen Strafprozessordnung hat die Polizei Eingriffe in die persönliche Freiheit 

grundsätzlich bei der Staatsanwaltschaft zu beantragen, die sie bei einem positiven Entscheid innert 24 

Stunden dem Zwangsmassnahmengericht vorzulegen hat. Dieser Instanzenzug soll auch für die erweiter-

ten polizeilichen Eingriffsmöglichkeiten gelten.  

Ausdehnung des Polizeigewahrsams problematisch 

Die vorgeschlagene Ausdehnung des Polizeigewahrsams von 24 Stunden auf zehn Tage ist nochmals zu 

überprüfen. Insbesondere ist dazu eine Bewilligung des Zwangsmassnahmengerichts erforderlich, die 

über die Staatsanwaltschaft und nicht direkt von der Polizei einzuholen ist. Die Beschwerdeverfahren an 

das Verwaltungsgericht und das Obergericht sollen bei einer Instanz vereinheitlicht werden. Beschwer-

den sind immer beim Gericht und nicht bei der Polizei einzureichen.  

Kosten offenlegen 

In der Botschaft an den Grossen Rat sind die Kosten für die neu vorgesehenen Massnahmen detailliert 

darzulegen. Die bisherigen Berechnungen genügen noch nicht. Gesamthaft beurteilt die FDP die Revisi-

onsvorlage als positiv. Sie ist aber insbesondere zur Gewährleistung der persönlichen Freiheit noch zu 

verbessern. 

 

 

 
Weitere Auskünfte:  

Lukas Pfisterer, Grossrat, Parteipräsident, Tel. 076 468 49 91 

Sabina Freiermuth, Grossrätin, Fraktionspräsidentin, Tel. 079 333 51 78 

Herbert H. Scholl, Grossrat, Ressortleiter Volkswirtschaft, Inneres und Justiz, Tel. 062 836 40 50 
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